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Der „gerechte Krieg“

kehrt zurück

V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Ja, es gibt ihn tatsächlich noch: den fast
schon totgesagten „gerechten Krieg“. Fast
wäre er entschlafen, zumindest in Europa,
seit dem 1995 beendeten Bosnienkrieg
und den damit verbundenen Friedenshoff-
nungen. Seitdem schien es, als gelänge
sowohl ein „ewiger Friede“, von dem schon
einst Immanuel Kant träumte, als auch
nach dem Zusammenbruch des Kommu-
nismus in Europa und der Wiedervereini-
gung Deutschlands ein wiedervereinigtes
Europa durch die Ausweitung der NATO
und der EU als Friedensprojekt. Nach dem
brutalen und menschenverachtenden
Überfall Putins auf die Ukraine wird klar:
Der Untergang des Kommunismus löste
bestenfalls nur zum Teil die wirtschaft-
lichen Probleme des geteilten Europa,
denn immer noch warten weitere Balkan-
staaten bis hin zu Georgien auf die Auf-
nahme in die EU. Was der Untergang des
Kommunismus leider ebenso ungelöst
ließ, war die seit 1990 nicht beachtete
Konkursmasse der Sowjetunion: Der ver-
schwundene Kommunismus ließ keines-
wegs die verschiedenen Nationen freudig
ins rasch umgetaufte Zarenreich Groß-
russlands strömen. Dies aber ist offen-
kundig der offizielle und sehnlichste
Wunsch Putins und so erklärt sich großen-
teils der brutale Angriffskrieg gegen die
Ukraine, angeblich ein „heiliger Krieg“.
Daher – und leider auch wegen des offen-
kundigen Wahnsinns von Diktatoren wie
Putin – gibt es als letzte Möglichkeit und
Reaktion auf alle „heiligen Kriege“ nach
katholischer Soziallehre eben den „gerech-
ten Krieg“: Die Kapitulation der Friedens-
predigt Jesu vor der bitteren Erkenntnis,
anders als mit Waffen der Verteidigung sei
dem Angreifer Kain von Seiten des Abel
nicht beizukommen. Das Problem ist nur:
Kain und Abel waren zwei, in heutigen
Kriegen sind viele Tausende unschuldiger
Zivilopfer betroffen – das macht die unlös-
bare Tragik der politischen Ethik aus. Das
„Kompendium der Soziallehre der Kirche“
bemerkt in Nr. 500 deutlich: „Ein An-
griffskrieg ist in sich unmoralisch. In dem
tragischen Fall seines Ausbruchs haben die
Verantwortlichen des angegriffenen Staa-
tes das Recht und die Pflicht, die Verteidi-
gung auch mit Waffengewalt zu organisie-
ren.“ Nicht erwähnt aber wird die aktuelle
Frage von Waffenlieferungen, etwa der
NATO an die angegriffene Ukraine, nur
das „kluge Ermessen derer, die mit der
Wahrung des Gemeinwohls vertraut sind“.
Genauso tragisch erscheint der bange
Blick über den aktuellen Tellerrand: Wird
Europa auf ewig zweigeteilt bleiben? Ganz
sicher gehört die Ukraine zu Europa, aber
was ist mit Russland – irgendwann hof-
fentlich ohne Putin-Diktatur und auf dem
Weg zur rechtsstaatlichen Demokratie?
Welche Nationen soll ein demokratisches
Russland umfassen und gelingt die Helve-
tisierung dieses Riesenreichs? Und
schließlich: Was geschieht mit der Welt,
wenn der westliche Block einem russisch-
chinesischen Block gegenüberstehen soll-
te, wahlweise befeuert von Pakistan oder
Indien? „Der Krieg ist definitiv der Nie-
dergang jedes wahren Humanismus“ kon-
statiert bitter die Nr. 497 des Kompen-
diums. Diese Bitterkeit bleibt der Sozial-
ethik nach Kain und vor dem Jüngsten Tag
wohl dauerhaft erhalten: Nur Minderung,
nicht Ausrottung des Bösen ist möglich.
Eine wirklich bittere, aber auch realisti-
sche Aussicht.
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Aufgrund der Sanktionen des Westens häufen sich in Russland sowohl die Mangelware als auch die Hamsterkäufe – wie bei Ikea in Moskau. Foto: dpa

Russland wankt

Die westlichen Sanktionen sind hart und verursachen auch hierzulande Kollateralschäden V O N S T E FA N A H R E N S

Die Reaktion der westlichen Welt auf den
völkerrechtswidrigen Einmarsch Russlands
in die Ukraine war nicht diejenige, mit wel-
cher der russische Diktator Wladimir Putin
ursprünglich gerechnet hatte: Denn anstatt
einer gespaltenen und somit letztendlich
nachsichtigen Allianz gegenüber Russlands
Agieren in der Ukraine trifft das Regime

le mehr an Moskau liefern zu wollen, Glei-
ches gilt für Volkswagen und BMW. Und
auch die Energiekonzerne BP, Shell, Exxon
und Glencore haben ihre russischen Ge-
schäfte eingestellt.

Die Auswirkungen der bislang getroffe-
nen Sanktionen sind verheerend für Russ-
land – dies räumte sogar der Kreml ein. Be-

erhöht. Beim Erdgas sind die Preissteige-
rungen sogar noch höher: Erst am Montag
wurde am wichtigen niederländischen Han-
delspunkt TTF (Title Transfer Facility)
eine Megawattstunde zeitweilig für 345
Euro gehandelt – ein Plus von rund 60 Pro-
zent. Zum Vergleich: Ende 2021 lag der
Preis bei rund 148 Euro je Megawattstunde.

rem Zögern einen Import-Stopp für russi-
sches Erdöl verhängt und senden damit ein
starkes Signal in Richtung Moskau. Die EU
jedoch hat zumindest zum jetzigen Zeit-
punkt kein Interesse daran, das trotz
Ukraine-Krieg immer noch reichlich in die
westliche Hemisphäre gepumpte russische
Öl und Gas von heute auf morgen zum Ver-
seit Kriegsbeginn auf eine transatlantische
Wertegemeinschaft, in der Amerikaner und
Europäer so geeint auftreten wie seit dem
Ende des Kalten Krieges nicht mehr.

Eine der Folgen dieses geeinten Auftre-
tens des Westens sind die in großem Tempo
erlassenen Wirtschaftssanktionen gegen-
über Russland. Und es besteht kein Zweifel
daran, dass die Wirtschaftssanktionen des
Westens die härtesten sind, die jemals
gegenüber Russland ausgesprochen worden
sind: So wurden unter anderem alle Vermö-
genswerte der russischen Zentralbank in
der EU eingefroren, um zu unterbinden,
dass Putins Krieg weiter finanziert werden
kann. Nach EU-Angaben wird zudem zu-
sammen mit anderen G7-Staaten rund die
Hälfte der Finanzreserven der russischen
Zentralbank eingefroren, damit Moskau
diese nicht zur Stützung des Rubel-Wech-
selkurses nutzt.

Die westlichen Verbündeten haben zu-
dem einen Ausschluss ausgewählter russi-
scher Banken aus dem Finanz-Kommuni-
kationssystem SWIFT beschlossen, um
diese von den internationalen Finanzströ-
men abzuklemmen. Zudem dürfen mit etli-
chen Geschäftsbanken keine Geschäfte
mehr gemacht werden, ihre Vermögen wer-
den eingefroren – ebenso wie diejenigen
Putin nahestehender Freunde, Oligarchen
und politischer Führungskräfte.

Auch freiwillige „Selbstsanktionen“
durch westliche Unternehmen und Bran-
chen, die geschäftlich mit Russland verbun-
den sind, geschehen gegenwärtig im größe-
ren Umfang: So kündigte der weltgrößte
Lastwagenbauer Daimler seine Zusammen-
arbeit mit dem russischen Lkw-Hersteller
Kamaz auf – auch Daimler-Konkurrent
MAN verkündete, keine Lkw und Ersatztei-
sonders spürbar sind die Auswirkungen
derzeit im Bankenbereich: An vielen Auto-
maten gelisteter Banken gibt es kein Geld
mehr, auch Zahlungen mit Karte sind teils
nicht mehr möglich. Zudem werden Le-
bensmittel knapp und in vielen Geschäften
nehmen Hamsterkäufe zu. Experten des
Instituts für Weltwirtschaft in Kiel sowie
des Österreichischen Wirtschaftsfor-
schungsinstituts schätzen zudem, dass die
Wirtschaftskraft Russlands um ein Zehntel
einbrechen könnte und ein massiver Rubel-
sturz gepaart mit einem ebenso massiven
Inflationsschub die russische Wirtschaft
zusätzlich hart treffen dürfte.

Droht Deutschland eine
Stagflation?

Dennoch bekommt auch Deutschland all-
mählich die Auswirkungen des Ukraine-
kriegs hautnah zu spüren. Zum einen kom-
men an den Bahnhöfen immer mehr Züge
mit Kriegsflüchtlingen an: Allein in Berlin
sind es mehr als 10 000 Menschen täglich.
Deutschland und Europa stehen vor der
wahrscheinlich größten Fluchtbewegung
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs –
über zwei Millionen Ukrainer befinden sich
gegenwärtig auf der Flucht, Tendenz stei-
gend.

Gleichzeitig steigen aufgrund der Sank-
tionen des Westens sowie der Furcht der
Märkte vor einem Lieferstopp russischen
Öls und Gases nach Europa die Energiekos-
ten in immer neue Höhen – und treffen so-
wohl die deutsche Wirtschaft als auch nor-
male Verbraucher immer härter: Laut Sta-
tistischem Bundesamt haben sich die Preise
für Heizöl und Kraftstoffe innerhalb eines
Jahres insgesamt um mehr als ein Drittel
Auch die Erdöl-Preise gingen in die Höhe:
Der Preis für die Ölsorte „Brent“ aus der
Nordsee stieg um knapp 20 Prozent – auf
ein 13,5-Jahres-Hoch von 139,13 Dollar je
Barrel. Der Grund: Ein möglicher Markt-
Ausschluss russischer Energie-Importe lös-
te zu Wochenbeginn Panikkäufe an der
Börse aus.

Zwar wagen gegenwärtig weder der Deut-
sche Industrie- und Handelskammertag
(DIHK) noch hiesige Wirtschaftsinstitute
von einer Rezession für das Jahr 2022 zu
sprechen. Dennoch könne der DIHK, so
DIHK-Außenwirtschaftschef Volker Treier,
eine „Phase der Stagflation“, also eine wirt-
schaftliche Situation, in der hohe Preisstei-
gerungen und ausbleibendes Wirtschafts-
wachstum gleichzeitig auftreten, für das
laufende Jahr nicht ausschließen. Ob es am
Ende zu einer Rezession, Stagflation oder
doch noch einer ökonomische Entwarnung
in letzter Sekunde kommt: So oder so wird
2022 aufgrund des Ukrainekrieges auch
hierzulande für die Menschen ein ange-
spanntes Jahr werden – und ob die von der
Ampelkoalition bisher geplanten Entlas-
tungen der Bevölkerung in puncto Energie-
preise ausreichen, muss sich erst noch er-
weisen.

So hart die Sanktionen des Westens
gegenüber Russland und dessen Rückkopp-
lungen zurück in den Westen gegenwärtig
bereits schon sind: Sie sind nicht hart ge-
nug, um die russische Volkswirtschaft in
ihrem Kern zu treffen. Denn der Energie-
sektor, welcher das Herz der russischen
Volkswirtschaft darstellt, wurde, mit Aus-
nahme der Selbstsanktionen durch westli-
che Öl-Konzerne, bis vor kurzem nicht son-
derlich geprüft. Jetzt haben sowohl die USA
als auch Großbritannien zwar nach länge-
siegen zu bringen – denn die Alternativen
sind rar. Zwar wird gegenwärtig im von
Robert Habeck geführten Wirtschaftsmi-
nisterium mit Hochdruck an Alternativen
zur Abhängigkeit von russischer Energie
gearbeitet – doch jahrzehntelange Fehlent-
wicklungen deutscher Energiepolitik kön-
nen nicht über Nacht behoben werden.

Die Energieabhängigkeit
von Russland beenden

Dennoch verfolgen sowohl die Europäi-
sche Union als auch Deutschland trotz bis-
lang ausgebliebener Energiesektor-Sank-
tionen bereits den Ausstieg aus der Abhän-
gigkeit von russischer Energie – und das auf
doppelte Art und Weise: Zum einen deckt
man sich, so lange es noch geht, ausgerech-
net mit russischem Öl und Gas ein, um für
sich und die Europäische Union eine gewis-
se Energiereserve aufzubauen und in der
Zwischenzeit Kontakte zu anderen Ener-
gielieferanten zu knüpfen – das Emirat
Dakar hatte sich bereits gegenüber
Deutschland als ein Alternativpartner zu
Russland angeboten.

Und zum anderen hat die EU in dieser
Woche eine neue Energiestrategie vorge-
stellt, die von EU-Energiekommissarin Ka-
dri Simson erarbeitet worden ist: Die estni-
sche Kommissarin will unter anderem an-
hand neuer Investitionen in bezahlbare,
nachhaltige und erneuerbare Energiequel-
len die Abhängigkeit vom russischen Erdgas
bis Jahresende um zwei Drittel reduzieren
– bis 2030 soll jeglicher Bezug von fossiler
Energie aus Russland enden. Und um die
nächste Winterversorgung zu sichern, plant
die EU-Kommission Mindestfüllstände für
Gasspeicher in Höhe von 80 Prozent.


